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Seit  dem  15.  Mai  2015  wird  auf  Zypern  wieder  verhandelt,  um  eine  Verständigung
zwischen der griechischen und der türkischen Volksgruppe herbeizuführen und die Insel
wieder zu vereinen. Die Voraussetzungen hatten sich verbessert, nachdem die türkischen
Zyprer am 26. April  2015 Mustafa Akinci  zu ihrem neuen Präsidenten gewählt hatten.
Anders als sein Konkurrent um das Präsidentenamt, Derviş Eroğlu, der eine enge Anbin-
dung an die Türkei befürwortete, sprach sich Akinci für die Wiederaufnahme des Verhand-
lungsprozesses  aus.  Der  griechisch-zyprische  Präsident  Nikos  Anastasiadis  zeigte  sich
ebenfalls verhandlungswillig. Das schaffte die Voraussetzungen dafür, dass die seit Okto-
ber 2014 unterbrochenen Gespräche zwischen beiden Volksgruppen wiederaufgenommen
werden konnten. Die Vertreter beider Volksgruppen hatten sich dabei in einer gemeinsa-
men vorläufigen Erklärung auf folgende Ziele geeinigt:  Alle  ungelösten Fragen sollten
demnach in den  Verhandlungen beraten  werden.  An der  bikommunalen  und bizonalen
Föderation mit politischer Gleichstellung der beiden Volksgruppen sollte ebenso wie auch
an einer einzigen Staatsbürgerschaft festgehalten werden. Die Anbindung an Drittstaaten
sollte  untersagt  werden.  Solange  nicht  alles  vereinbart  ist,  sollte  nichts  als  vereinbart
gelten. Vertrauensbildende Maßnahmen sollten die Verhandlungsatmosphäre verbessern.
Als vertrauensbildende Maßnahme wurden zusätzliche Grenzübergänge geöffnet.

Verhandlungsprozess

Der Verhandlungsprozess hat signifikante Fortschritte erzielen können. Doch konnte bis
Ende  2016  der  angestrebte  Abschluss  der  Gespräche  nicht  erreicht  werden.  Ein  als
entscheidend angesehenes Gipfeltreffen zwischen dem griechisch-zyprischen Präsidenten
und  dem türkisch-zyprischen  Volksgruppenvertreter  im November  2016  in  Genf  blieb
ergebnislos.1 Im Januar 2017 fand dann eine internationale Konferenz in Genf unter Betei-
ligung der Garantiemächte Griechenland, Türkei und Großbritannien statt. Auch wenn der
Sondergesandte  des  Generalsekretärs  der  Vereinten  Nationen  für  Zypern,  Espen  Barth
Eide, lobte, dass es seit langem nicht so viel Willen und Führungsstärke auf beiden Seiten
gegeben hätte,  so blieb doch auch diese Konferenz ergebnislos.2 Immerhin wurden die
Verhandlungen  nicht  abgebrochen,  sondern  weitergeführt.  Sollte  es  zu  einer  Einigung
kommen, würden zeitgleich Referenden in beiden Teilen der Insel abgehalten werden.

Es ist wohl zu Recht darauf aufmerksam gemacht worden, dass die Chancen zu einem
erfolgreichen  Abschluss  der  Verhandlungen  gerade  auch  von  der  Haltung  der  Türkei
abhängen. Grundsätzlich hat sie ihren Willen bekräftigt, die Verhandlungen zu unterstüt-
zen, doch dürften angesichts der derzeit gravierenden innen- und außenpolitischen Neu-
orientierungen der Türkei Fragen verbleiben, wie nachhaltig diese Unterstützung ausfällt.3

1 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Keine Einigung zu Zypern, 23.11.2016.
2 Frankfurter Allgemeine Zeitung: Neue Zypern-Gespräche in Genf, 10.1.2017.
3 Hubert Faustmann: Alles Erdoğan oder was? Nach 43 Jahren könnte Zypern wiedervereinigt werden –

wenn es der türkische Präsident erlaubt, in: IPG Journal, 1.2.2017. 
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Vor allem spielt das Verhältnis der Türkei zur Europäischen Union4 eine Rolle, denn ein
wiedervereinigtes Zypern würde Mitglied der Europäischen Union werden. Als 2004 im
Rahmen des sogenannten „Annan-Plans über die Zukunft Zyperns“ zwei getrennte Volks-
abstimmungen durchgeführt wurden, stand Ankara noch klar hinter den einigungswilligen
Kräften im Norden der Insel.5 Ob das, nachdem Präsident Recep Erdoğan immer wieder
die EU-Beitrittsperspektive der Türkei infrage stellt, immer noch der Fall ist, bleibt abzu-
warten. Griechenland als zweites „Mutterland“ hatte sich nach der Invasion der Türkei auf
Zypern im Jahr 1974 zu der Position durchgerungen, dass Zypern zu entscheiden habe und
Griechenland Unterstützung gewähre. Zuvor sah man in Athen die Rollenverteilung eher
umgekehrt.6 Allerdings  entwickelte  der  griechische  Außenminister  Nikos  Kotzias  im
Rahmen der beiden Genfer Verhandlungsrunden Ende 2016 und Anfang 2017 eigene und
mit Nikosia wenig abgestimmte Positionen, was dazu führte,  dass er vom griechischen
Ministerpräsidenten Alexis Tsipras aus dem Verhandlungsprozess genommen wurde. 

Garantiemächte

Als besonders sensibel und bislang noch weit von einer Einigung entfernt haben sich im
Verhandlungsprozess zwischen griechischen und türkischen Zyprern die Kapitel Sicherheit
und Garantiemächte herausgestellt. Die Zyperntürken erachten zur Wahrung ihrer Sicher-
heit auch eine militärische Präsenz der Türkei auf Zypern für notwendig und wollen an der
Rolle der Garantiemächte festhalten, wie sie mit Gründung der Republik Zypern in Form
der drei Staaten Großbritannien, Griechenland und Türkei eingeführt worden sind. Die
griechischen Zyprer lehnen dagegen den Verbleib türkischer Truppen ab und halten die
Institution von Garantiemächten für überholt. Von ihrer Seite wird immer wieder das Argu-
ment  eingeführt,  dass  die  Zugehörigkeit  Zyperns  zur  Europäischen  Union  genügend
Sicherheitsgarantien biete. Bei den übrigen Streitfragen, die letztlich zum negativen Votum
der griechischen Zyprer zum Annan-Plan geführt haben, sind Annäherungen zu verzeich-
nen. So haben am 11. Januar 2017 die beiden Volksgruppenführer Anastasiades und Akinci
Landkarten zur territorialen Neuordnung des vereinigten Zyperns mit seinen beiden Föde-
ralstaaten  ausgetauscht,  die  bis  auf  einige  wenige  Differenzen  deckungsgleich  waren.
Allerdings wurde die Konferenz in Crans Montana, an der auch die Garantiemächte Groß-
britannien, Griechenland und die Türkei teilnahmen, ohne Durchbruch am 7. Juli 2017
abgebrochen. Das Bemühen um Versöhnung und Vereinigung blieb abermals erfolglos.

Zypern in der EU-27

Für Zypern waren die Beziehungen zu Großbritannien schon immer von besonderer Natur:
Die Insel war bis 1960 britische Kronkolonie und gehört bis heute zum Commonwealth.
Zu den vielen offenen Fragen seit der Brexit-Entscheidung gehört daher die, ob sich an
dieser Rolle etwas ändern wird. Konkreter abzuschätzen sind die finanziellen und wirt-
schaftlichen Folgen des Brexit für Zypern, da Großbritannien der wichtigste Handelspart-
ner ist – so rechnet man mit Verlusten in der Tourismusbranche und im Immobiliensektor.
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